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Abstract
Tax and social reforms aiming at lowering the tax burden and cutting social benefits may
boost efficiency and output, and improve market adjustment to shocks. But they may also
reduce the impact of automatic stabilizers and so cause a less cyclical smoothing. This
is problematic in the Economic and Monetary Union given the loss of national monetary
autonomy. In this paper we examine the impact of the tax and social reforms of 1999-
2005 in Germany on the automatic stabilizers. It is shown that the automatic stabilization
power of several components of the public budget was changed by tax and social reforms.
Nevertheless, it can be demonstrated that the automatic stabilization power of the public
budget as a whole was not changed significantly.
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Die Auswirkungen der Steuer- und Sozialreformen der Jahre
1999-2005 auf die automatischen Stabilisatoren Deutschlands
1 Einleitung
Mit dem Beitritt Deutschlands zur Europa¨ischen Wirtschafts- und Wa¨hrungsunion
(EWWU) sowie zum Stabilita¨ts- und Wachstumspakt von Maastricht haben sich die Be-
dingungen, unter denen die deutsche Finanzpolitik operiert, bedeutend vera¨ndert: Zum
einen ist durch die EWWU eine nationale Geldpolitik, insbesondere eine eigensta¨ndige
Geldmengen- und Zinspolitik, als Instrument nationaler Stabilita¨tspolitik entfallen, wo-
durch die Finanzpolitik an relativer Bedeutung gewonnen hat. Zum anderen ist durch
den Stabilita¨ts- und Wachstumspakt der Spielraum der Finanzpolitik, insbesondere der
diskretiona¨ren Finanzpolitik, eingeschra¨nkt worden. Durch diese vera¨nderten Bedingun-
gen erlangten die automatischen Stabilisatoren eine zentrale Bedeutung und wurden zum
wichtigsten Instrument deutscher Stabilita¨tspolitik.
Schaut man sich die Theorie zur Wirkungsweise automatischer Stabilisatoren an, sieht
man, dass sich deren Stabilisierungswirkung im Wesentlichen durch einkommensabha¨ngige
Steuern und staatliche Transfers entfaltet. Somit fu¨hren Reformen, die die Regelungen zu
den einkommensabha¨ngigen Steuern und staatlichen Transfers vera¨ndern, in aller Regel
auch zu Vera¨nderungen der Stabilisierungswirkung der automatischen Stabilisatoren.
Die in den Jahren 1999 bis 2005 in Deutschland durchgefu¨hrten Reformen auf dem Gebiet
der Steuer- und Sozialpolitik – zu nennen sind hier insbesondere das
”
Steuerentlastungsge-
setz 1999/2000/2002“, die so genannte
”
Steuerreform 2000“ sowie die
”
Hartz-Reformen“ –
haben das Einnahmen- und Ausgabensystem in Deutschland nachhaltig vera¨ndert. Gegen-
stand des vorliegenden Beitrags ist die Untersuchung der Auswirkungen der Steuer- und
Sozialreformen auf die automatische Stabilisierungswirkung der Einnahmen und Ausgaben
des staatlichen Gesamthaushalts. Es werden dabei sowohl die Auswirkungen der Steuer-
und Sozialreformen auf die Stabilisierungswirkung einzelner Einnahmen und Ausgaben als
auch die Auswirkungen auf die Stabilisierungswirkung des staatlichen Haushalts insgesamt
untersucht.
4 Auswirkungen der Steuer- und Sozialreformen auf die automatischen Stabilisatoren
Die Arbeit gliedert sich in fu¨nf Abschnitte. Im nachfolgenden zweiten Abschnitt, wird
der Begriff der automatischen Stabilisatoren bestimmt und die Wirkung automatischer
Stabilisatoren in der makroo¨konomischen Theorie kurz erla¨utert. Im dritten Abschnitt
werden die wesentlichen Schritte der in den Jahren 1999-2005 durchgefu¨hrten Steuer- und
Sozialreformen dargestellt. Im zentralen vierten Abschnitt werden die Auswirkungen der
Steuer- und Sozialreformen auf die Wirkung der automatischen Stabilisatoren untersucht.
Abschnitt fu¨nf gibt einen kurzen Ausblick u¨ber die zuku¨nftige Rolle der automatischen
Stabilisatoren in der deutschen Finanzpolitik.1
2 Automatische Stabilisatoren – Begriff und Theorie
der Wirkungsweise
Als
”
automatische Stabilisatoren“ werden diejenigen Einnahmen und Ausgaben des staat-
lichen Gesamthaushalts bezeichnet, die eine
”
automatische“, d.h. selbstta¨tige, Stabili-
sierungswirkung entfalten: Die entsprechenden staatlichen Einnahmen und Ausgaben vari-
ieren bei Schwankungen des Bruttoinlandsprodukts mit einer antizyklisch-kompensierenden
Wirkung, ohne dass es hierfu¨r legislativer oder administrativer A¨nderungen bedarf.
Die Stabilisierungswirkung automatischer Stabilisatoren ist – wie alle Maßnahmen der kom-
pensatorischen Finanzpolitik – auf die Beeinflussung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage
gerichtet: Im Boom wird u¨ber eine Nachfragereduktion der Preisniveauanstieg gebremst,
in der Rezession mit einer Nachfrageexpansion vor allem eine Bescha¨ftigungs- und Aus-
bringungserho¨hung angestrebt.
Die automatischen Stabilisatoren wirken in den
”
traditionellen“ keynesianischen Modellen
dadurch, dass sie die Entwicklung der verfu¨gbaren Einkommen der Wirtschaftssubjekte
gla¨tten und damit die destabilisiernden Effekte exogener Nachfrageschocks auf die gesamt-
wirtschaftliche Produktion ausgleichen. Die Wirkung der automatischen Stabilisatoren ba-
siert hier auf der Annahme, dass die Konsumausgaben der Wirtschaftssubjekte lediglich
durch das laufende Einkommen und die aktuellen Steuerzahlungen bestimmt werden.
1 Der vorliegende Beitrag stellt zusammenfassend die wichtigsten Ergebnisse einer durchgefu¨hrten Un-
tersuchung zu den Auswirkungen der Steuer- und Sozialreformen der Jahre 1999-2005 auf die auto-
matischen Stabilisatoren Deutschlands dar. Fu¨r eine ausfu¨hrliche Darstellung der Untersuchung siehe
Johannes Kalusche, 2010.
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Die Kritik der neuklassischen Theorie hinsichtlich der Wirksamkeit des Nachfrageanstoßes
der automatischen Stabilisatoren basiert im Wesentlichen auf den U¨berlegungen des ricar-
dianischen A¨quivalenztheorems. Die Wirkung automatischer Stabilisatoren stellt sich aus
”
ricardianischer Sicht“ wie folgt dar: Der automatische Ru¨ckgang der steuerlichen Bela-
stung der Haushalte in einer Rezession entspricht – bei konstantem Ausgabenniveau des
Staates – einer kreditfinanzierten Steuersenkung. Das so entstehende staatliche Defizit wird
spa¨ter durch ho¨here Steuereinnahmen, die sich im Rahmen eines Aufschwungs – ebenfalls
wieder automatisch – ergeben, beseitigt. Unterstellt man, dass die Konjunkturschwankun-
gen symmetrisch verlaufen, impliziert die ricardianische A¨quivalenz, dass der Ru¨ckgang der
steuerlichern Belastung in einer Rezession keinerlei Einfluss auf die Konsumentscheidung
der privaten Haushalte oder auf sonstige realwirtschaftliche Gro¨ßen hat, da sich der Ge-
genwartswert der zu leistenden Steuerzahlungen durch die konjunkturell variierende Steu-
erzahlungen nicht a¨ndert. Konjunkturell variierende Steuerzahlungen besitzen damit bei
Gu¨ltigkeit des ricardianischen A¨quivalenztheorems keine kompensatorische Stabilisierungs-
wirkung: Der automatische Stabilisierungseffekt des konjunkturbedingten Defizitsanstieges
(
”
keynesianischer Effekt“ ) wird durch den Anstieg der Sparquote der Haushalte aufgrund
der antizipierten ho¨heren Steuern im Aufschwung (
”
Ricardo-Effekt“) kompensiert.
Die neukeynesianische Theorie ist – im Gegensatz zur (
”
traditionellen“) keynesianischen
Theorie – eine vollsta¨ndig mikrofundierte makroo¨konomische Theorie. Sie steht in der Tra-
dition der dynamischen stochastischen allgemeinen Gleichgewichtsmodelle und ist aus der
realen Konjunkturtheorie unter Beru¨cksichtigung keynesianischer Elemente wie der kurz-
fristigen Preistra¨gheit und monopolistischer Konkurrenz auf den Gu¨ter- und/oder Fak-
torma¨rkten hervorgegangen. Fu¨r die Wirkung der automatischen Stabilisatoren im neu-
keynesianischen Modell kann die Kritik der neuklassischen Theorie u¨bernommen werden:
Bei Gu¨ltigkeit des ricardianischen A¨quivalenztheorems entfalten entsprechende Steuern im
neukeynesianischen Modell keine, bei Nichtgu¨ltigkeit des Theorems entfalten entsprechende
Steuern eine automatische Stabilisierungswirkung.
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3 Steuer- und Sozialreformen in den Jahren
1999 bis 2005
3.1 Steuerreformen
Prima¨res Ziel der von der Bundesregierung in den Jahren 1999 bis 2005 durchgefu¨hrten
Reformen des Steuerrechts war es, die Unternehmen und die privaten Haushalte steuer-
lich umfassend und nachhaltig zu entlasten. Daneben hatten die Reformen das Ziel, das
deutsche Steuerrecht zu vereinfachen und es international wettbewerbsfa¨higer zu machen.
Die Reformen wurden in mehreren Schritten durchgefu¨hrt: Eingeleitet wurden die Refor-
men mit dem Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002. Es folgten dann das Steuersen-
kungsgesetz (StSenkG) und das Steuersenkungserga¨nzungsgesetz (StSenkErgG); letztere
wurden in der O¨ffentlichkeit unter dem Begriff
”
Steuerreform 2000“ bekannt.2
Im Bereich der Einkommensteuer wurden sukzessiv sowohl Steuersa¨tze gesenkt als auch
der Grundfreibetrag erho¨ht: Der Eingangssteuersatz wurde von 25,9% auf 15% und der
Ho¨chststeuersatz von 53% auf 42% gesenkt; der Grundfreibetrag wurde von 6.322 e auf
7.664 e angehoben. Bei der Ko¨rperschaftsteuer wurden die Steuersa¨tze ebenfalls deutlich
reduziert: Der Steuersatz fu¨r thesaurierte bzw. ausgeschu¨ttete Gewinne wurde von 45%
bzw. 30% auf einheitlich 25% abgesenkt. Zudem wird bei der Besteuerung von Dividenden
das System der
”
Vollanrechnung“ durch das
”
Halbeinku¨nfteverfahren“ ersetzt. Um den
Anreiz eines sparsamen Energieeinsatzes zu erho¨hen, fu¨hrte die Bunderegierung zudem
eine
”
o¨kologische Steuerreform“ durch. Hierbei wurde die Verbrauchsteuer auf Energie
schrittweise erho¨ht.
Zur Finanzierung der Steuerentlastungen wurden Steuerschlupflo¨cher geschlossen und
Bemessungsgrundlagen verbreitert. Ein Schwerpunkt der Gegenfinanzierungsmaßnahmen
bildet die Einschra¨nkung der Abschreibungsmo¨glichkeiten; so wurde der Abschreibungs-
satz der degressiven AfA fu¨r bewegliche Wirtschaftsgu¨ter von 30 v.H. auf 20 v.H. und die
Abschreibung von Betriebsgeba¨uden von 4 v.H. auf 3 v.H. abgesenkt. Weiterhin wurden
A¨nderungen bei der steuerlichen Gewinnermittlung vorgenommen. Zu nennen sind hier
u.a. A¨nderungen bei der Bildung und Bewertung von Ru¨ckstellungen, Einfu¨hrung eines
2 Die hier gemachten Ausfu¨hrungen beschra¨nken sich auf die Darstellung wesentlicher Reformaßnah-
men. Eine Auflistung sa¨mtlicher Maßnahmen der Steuerreformen findet sich in Bundesministerium
der Finanzen, 2007.
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strikten Wertaufholungsgebots und eine Begrenzung des Verlustru¨cktrags sowie des ein-
kunftsartenu¨bergreifenden Verlustausgleichs.
3.2 Sozialreformen
Aufgrund der Pru¨fungsergebnisse des Bundesrechnungshofes zum Vermittlungserfolg der
Bundesanstalt fu¨r Arbeit und der anhaltenden Bescha¨ftigungskrise, legte die Bundesregie-
rung einen Stufenplan fu¨r kunden- und wettbewerbsorientierte Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt vor. Hierbei wurde zur Erarbeitung eines umfassenden Reformkonzepts, die
Kommission
”
Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ gegru¨ndet. Die Kommission
bekam den Auftrag, die Organisation und die Prozesse der Bundesanstalt fu¨r Arbeit zu
untersuchen und ein Konzept fu¨r eine neue Organisationsstruktur zu entwerfen. Die Vor-
schla¨ge der so genannten
”
Hartz-Kommission“ wurden mit einigen kleinen A¨nderungen
vom Bundestag beschlossen. Die Umsetzung der Vorschla¨ge erfolgte in vier Gesetzen: Er-
stes, Zweites, Drittes und Viertes Gesetz fu¨r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt.
In der O¨ffentlichkeit wurden diese Gesetze unter dem Namen
”
Hartz I bis IV“ bekannt.
Von Bedeutung fu¨r die automatisch da¨mpfende Wirkung des Arbeitslosenversicherungssy-
stems ist das Vierte Gesetz fu¨r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt. Dieses Gesetz
trat zum 1. Januar 2005 in Kraft. Gegenstand des Gesetzes war die Zusammenlegung der
Arbeitslosen- und der Sozialhilfe fu¨r erwerbsfa¨hige Personen zu einer neuen Leistung, der
”
Grundsicherung fu¨r Arbeitsuchende“; dem so genannten
”
Arbeitslosengeld II“ (ALG II).
Die (moneta¨ren) Leistungen des ALG II sind – im Gegensatz zur bis dahin bestehenden Ar-
beitslosenhilfe – weitestgehend pauschaliert. Der Regelsatz betra¨gt monatlich 345 e in den
alten Bundesla¨ndern und 331 e in den neuen Bundesla¨ndern, wobei Wohngeld, Heizung
und andere Zuschla¨ge nicht mit eingeschlossen sind.3
3 Die Regelsa¨tz wurden in der Zwischenzeit erho¨ht.
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4 Ausmaß und Sta¨rke der automatischen Stabilisato-
ren vor dem Hintergrund der Steuer- und Sozialre-
formen 1999-2005
4.1 Zur Untersuchung der Wirkung automatischer
Stabilisatoren
Der Nachfrageimpuls der automatischen Stabilisatoren im Konjunkturverlauf wird anhand
des Verhaltens des konjunkturbedingten Finanzierungssaldos im Konjunkturverlauf un-
tersucht. Der konjunkturbedingte Finanzierungssaldo wird mit Hilfe der von der OECD
entwickelten
”
Elastizita¨tenmethode“ ermittelt (vgl. Noord, 2000.) Der allgemeine Aus-
druck zur Berechnung des konjunkturbedingten Finanzierungssaldos im Rahmen der Ela-
stizita¨tenmethode ist
FKt
Yt
=
∑
j
Rjt
Yt
Rj ,Mj ,tMj ,Y,tyt −
∑
k
Xkt
Yt
Xk,Mk,tMk,Y,tyt (1)
mit FKt = Konjunkturbedingter Finanzierungssaldo
Yt = Bruttoinlandsprodukt
Rjt = Einnahme j
Rj ,Mj ,t = Elastizita¨t der Einnahme Rj hinsichtlich der makroo¨konomischen
Bezugsgro¨ße M j
Mj ,Y,t = Elastizita¨t der makroo¨konomischen Bezugsgro¨ße M j hinsichtlich des
Bruttoinlandsprodukts
Xkt = Ausgabe k
Xk,Mk,t = Elastizita¨t der Ausgabe X
k hinsichtlich der makroo¨konomischen
Bezugsgro¨ße Mk
Mk,Y,t = Elastizita¨t der makroo¨konomischen Bezugsgro¨ße M
k hinsichtlich
des Bruttoinlandsprodukts
yt = Produktionslu¨cke
Vorraussetzung fu¨r die Berechnung des konjunkturbedingten Finanzierungssaldos ist die
Identifizierung der hierfu¨r relevanten Budgetposten. In der Praxis hat sich bei der Identifi-
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zierung der einem Konjunktureinfluss unterliegenden Budgetposten mittlerweile ein Stan-
dard durchgesetzt: Auf der Einnahmenseite werden die Steuereinnahmen und die Beitra¨ge
zur Sozialversicherung, auf der Ausgabenseite ausschließlich die Ausgaben fu¨r Arbeitslo-
sigkeit beru¨cksichtigt. U¨blicherweise werden solche Einnahmen und Ausgaben zusammen-
gefasst, von deren Bemessungsgrundlagen im Konjunkturverlauf ein anna¨hernd gleiches
Verhalten erwartet wird:4
1. Verbrauchsteuern: Umsatzsteuer, Tabaksteuer, Mineralo¨lsteuer, Stromsteuer, Kaffee-
steuer, Versicherungsteuer, Branntweinsteuer, Alkopopsteuer, Schaumweinsteuer, Kraft-
fahrzeugsteuer, Biersteuer.
2. Lohnsteuer5
3. Ertragsteuern: Veranlagte Einkommensteuer, Ko¨rperschaftsteuer,
nicht veranlagte Steuern vom Ertrag, Gewerbesteuer.6
4. Sozialversicherungsbeitra¨ge: Beitra¨ge zur gesetzlichen Kranken-, Pflege-, Renten- Unfall-
und Arbeitslosenversicherung.
5. Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit: Staatliche Ausgaben fu¨r Arbeitslosengeld bzw. Arbeits-
losengeld I, Arbeitslosenhilfe bzw. Arbeitslosengeld II und Ausgaben fu¨r sonstige Lohner-
satzleistungen.7
Als makroo¨konomische Bezugsgro¨ße werden den Verbrauchsteuern die privaten Konsum-
ausgaben (pK), der Lohnsteuer sowie den Sozialversicherungsbeitra¨gen die Bruttolo¨hne
und -geha¨lter (BLG), den Ertragsteuern die Unternehmens- und Vermo¨genseinkommen
(BUV ) und den Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit die Zahl der Arbeitslosen (AZ) zugeordnet.
Fu¨r eine genaue Analyse der Auswirkungen der Steuer- und Sozialreformen wird die auto-
matische Stabilisierungswirkung der Einnahmen und Ausgaben des staatlichen Gesamt-
haushalts in die Kategorien
”
Ausmaß“ und
”
Sta¨rke“ untergliedert. Das Ausmaß wird
definiert als die relative A¨nderung der Einnahme bzw. Ausgabe, die aus einer relativen
4 Sa¨mtliche Steuereinnahmen wurden der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung entnommen. Eine
U¨bersicht sa¨mtlicher in der nachfolgenden Untersuchung verwendeten Daten finden sich bei Johannes
Kalusche, 2010, Anhang A.
5 Einschließlich anteiligem Solidarita¨tszuschlag.
6 Veranlagte Einkommensteuer, Ko¨rperschaftsteuer und nicht veranlagte Steuern vom Ertrag jeweils
inklusive des anteiligen Solidarita¨tszuschlags.
7 Jeweils ohne die Beitra¨ge zur Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung.
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A¨nderung des Bruttoinlandsprodukts als dem Indikator fu¨r die konjunkturelle Entwick-
lung resultiert:8
A =
∆Rj
Rj
Y
∆Y
, (2)
wobei Rj bzw. Y die Einnahme j bzw. das Bruttoinlandsprodukt darstellt. Ein Ausmaß
mit einem Betrag gro¨ßer als 1 zeigt, dass die entsprechende Einnahme bzw. Ausgabe in
Boom und Rezession sta¨rker schwankt als das Bruttoinlandsprodukt; je gro¨ßer also das
Ausmaß der Einnahme bzw. Ausgabe ist, desto ausgepra¨gter sind die Schwankungen die-
ser Gro¨ßen im Konjunkturverlauf. Wie effektiv die konjunkturreagiblen Einnahmen und
Ausgaben jedoch letztlich als automatische Stabilisatoren wirken, ha¨ngt von deren Volu-
men ab. Eine Bagatellsteuer beispielsweise kann zwar sehr aufkommenselastisch sein
– also ein großes Ausmaß besitzen – sie ist jedoch aufgrund ihres geringen Aufkommens als
automatischer Stabilisator wenig effektiv, da sie keine gesamtwirtschaftlich bedeutsamen
Effekte aufweist und daher hinsichtlich einer Stabilisierungswirkung unbedeutend ist. Um
einen Anhaltspunkt u¨ber die A¨nderung des Volumens einer Einnahme bzw. einer Ausga-
be hinsichtlich der Schwankungen des Bruttoinlandsprodukts zu erhalten, wird die zweite
Gro¨ße, die
”
Sta¨rke“ der automatischen Stabilisierungswirkung verwendet. Diese wird de-
finiert als das Verha¨ltnis der absoluten Vera¨nderung einer Einnahme bzw. Ausgabe zur
absoluten A¨nderung des Bruttoinlandsprodukts; wobei sich zeigen la¨sst, dass das Ausmaß
eine Subgro¨ße der Sta¨rke ist
F =
∆Rj
∆Y
=
T
Y
A. (3)
Ausmaß und Sta¨rke der Einnahmen und Ausgaben werden im Rahmen der Elastizita¨ten-
methode wir folgt gemessen:
FK
Y
=
∑
j
Rj
Y
Rj ,MjMj ,Y︸ ︷︷ ︸
A︸ ︷︷ ︸
F
y −
∑
k
Xk
Y
Xk,MkMk,Y︸ ︷︷ ︸
A︸ ︷︷ ︸
F
y. (4)
8 Die nachfolgende formale Darstellung wird am Bespiel der Einnahmen durchgefu¨hrt; fu¨r die Ausgaben
gilt sie jeweils entsprechend.
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Die Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung des staatlichen Haushalts insgesamt
wird anhand der Konjunkturreagibilita¨t des gesamtstaatlichen Finanzierungssaldos σF ge-
messen. Diese ist definiert durch
σF = ∆
(
F
Y
)
Y
∆Y
=
∑
j
Rj
Y
Rj ,MjMj ,Y −
∑
k
Xk
Y
Xk,MkMk,Y −
F
Y
. (5)
σF zeigt die A¨nderung des gesamtstaatlichen Finanzierungssaldos in Prozent des Brutto-
inlandsprodukts hinsichtlich einer einprozentigen Vera¨nderung des Bruttoinlandsprodukts.
Die Maßgro¨ße
”
Ausmaß“ entfa¨llt bei der Betrachtung der Stabilisierungswirkung des staat-
lichen Haushalts insgesamt.
4.2 Ausmaß und Sta¨rke der Einnahmen und Ausgaben
Verbrauchsteuern
Die Erhebung der Umsatzsteuer erfolgt – mit einem erma¨ßigten Steuertarif fu¨r ausgewa¨hl-
te Gu¨ter – auf Grundlage eines proportionalen Steuertarifs. Es wird hier angenommen,
dass die Aufteilung der privaten Konsumausgaben auf Gu¨ter mit unterschiedlichen Um-
satzsteuersa¨tzen im Konjunkturverlauf keinen (wesentlichen) Schwankungen unterliegen.
Hierdurch kann fu¨r die Elastizita¨t der Umsatzsteuer hinsichtlich der privaten Konsumaus-
gaben ein Wert von 1 unterstellt werden. Die anderen in dieser Gruppe beru¨cksichtigten
(speziellen) Verbrauchsteuern werden zum u¨berwiegenden Teil als Mengensteuer erhoben.
Es wird unterstellt, dass sich die Ho¨he des Verbrauchs der besteuerten Gu¨ter jeweils propor-
tional zu den privaten Konsumausgaben entwickelt. Daher kann fu¨r die Elastizita¨t dieser
Steuern hinsichtlich der privaten Konsumausgaben ebenfalls ein Wert von 1 angenommen
werden. Insgesamt ergibt sich damit fu¨r die Elastizita¨t der Verbrauchsteuern hinsichtlich
der privaten Konsumausgaben (V St,pK) ein Wert von 1.
Die hier betrachteten Steuer- und Sozialreformen haben die Verbrauchsteuern im Wesentli-
chen nicht betroffen. Zwar wurden einige spezielle Verbrauchsteuern erho¨ht, es gibt jedoch
keinen Grund fu¨r die Annahme, dass diese Erho¨hungen zu einer A¨nderung der Elastizita¨t
der privaten Konsumausgaben hinsichtlich konjunktureller Schwankungen des Brutto-
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inlandsprodukts (pK,Y ) gefu¨hrt haben. Fu¨r die Elastizita¨t wird daher ein von Noord
gescha¨tzter Wert aus dem Jahr 2000 in Ho¨he von 1 verwendet (Noord, 2000, S. 27).
Fu¨r Ausmaß und Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Verbrauchsteuern
ergaben sich damit die folgenden Werte:
Tabelle 1: Ausmaß und Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der
Verbrauchsteuern
Sta¨rke∗ Ausmaß TV St/Y V St,pK pK,Y TV St Y
Sp.2xSp.3 Sp.4xSp.5 Sp.6/Sp.7
v.H. in Mrd.e in Mrd.e
Jahr 1 2 3 4 5 6 7
1998 9,43 1 9,43 1 1 185,36 1.965
2006 9,84 1 9,84 1 1 227,10 2.309
* Die Werte fu¨r die
”
Sta¨rke“ (Sp. 1) wurden aus Darstellungsgru¨nden mit 100 multipliziert; den tatsa¨chli-
chen Wert erha¨lt man also jeweils durch Division der oben angebebenen Werte durch 100. So betra¨gt z.B.
der Wert der A¨nderung der Verbrauchsteuern in v.H. des BIPs hinsichtlich einer 1 v.H. A¨nderung des BIPs
fu¨r das Jahr 1998 0,0943 usw.
Quelle: Statistisches Bundesamt.
Wie sich aus der obigen Tabelle ergibt, betra¨gt in dem hier betrachteten Zeitraum der
(unterstellte) Wert fu¨r die Elastizita¨t der Verbrauchsteuern hinsichtlich der privaten Kon-
sumausgaben (Sp. 4) und fu¨r die Elastizita¨t der privaten Konsumausgaben hinsichtlich
des BIP (Sp. 5) 1. Hieraus ergeben sich entsprechend die Werte fu¨r das (hier konstante)
Ausmaß der automatischen Stabilisierungswirkung der Verbrauchsteuern in Ho¨he von 1
(Sp. 2).
Das Aufkommen aus Verbrauchsteuern (Sp. 6) hat sich deutlich erho¨ht: So war das Auf-
kommen im Jahr 2006 um rd. 42 Mrd. e oder rd. 23 v.H. ho¨her als im Jahr 1998. Dieser
Anstieg ist – neben dem allgemeinen Wirtschaftswachstum – auf die Mehreinnahmen aus
der Mineralo¨lsteuer und der Stromsteuer zuru¨ckzufu¨hren; beide Steuern wurden im Rah-
men der
”
o¨kologischen Steuerreform“ in den Jahren 1999 bis 2003 schrittweise erho¨ht.
Weiterhin fu¨hrte eine schrittweise Erho¨hung der Tabaksteuer sowie eine Erho¨hung der
Versicherungssteuer zu Mehreinnahmen und damit zu einer Erho¨hung der Einnahmen der
hier betrachteten Verbrauchsteuern insgesamt. Betrachtet man den prozentualen Anteil der
Verbrauchsteuern am BIP (Sp. 3) so zeigt sich, dass sich dieser ausgehend von 9,43 v.H. im
Jahr 1998 trotz des deutlichen Anstiegs der Einnahmen
”
lediglich“ auf 9,84 v.H. im Jahre
2006 erho¨hte. Daraus la¨sst sich schließen, dass der nicht unerhebliche Aufkommenszuwachs
bei den Verbrauchsteuern im Wesentlichen auf das allgemeine Wirtschaftswachstum und
nur zu einem geringen Teil auf die oben genannten Erho¨hungen der Steuern zuru¨ckzufu¨hren
ist.
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Das Produkt aus dem Ausmaß und dem prozentualen Anteil der Verbrauchsteuern am BIP
ergibt den Wert fu¨r die Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Verbrauch-
steuern (Sp.1). Diese Werte entsprechen aufgrund des konstanten Werts von 1 fu¨r das
Ausmaß den jeweiligen prozentualen Anteilen der Verbrauchsteuern am BIP. Dementspre-
chend hat sich die Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Verbrauchsteuern
durch die oben beschriebenen Steuererho¨hungen von 9,43 im Jahr 1998 auf 9,84 im Jahr
2006 leicht erho¨ht.
Lohnsteuer
Die Scha¨tzung der Elastizita¨t der Lohnsteuer hinsichtlich der makroo¨konomischen Bezugs-
gro¨ße (LSt,BLG) erfolgt auf der Basis eines von Boss und Elendner (vgl. Boss und Elend-
ner, 2003) entwickelten Lohnsteuermodells, welches unter Beru¨cksichtigung des jeweils
gu¨ltigen Einkommensteuertarifs und den wichtigsten Freibetra¨gen eine Scha¨tzung der hier
gesuchten Elastizita¨t der Lohnsteuer erlaubt.
Die Elastizita¨t der Bruttolo¨hne und -geha¨lter hinsichtlich des Bruttoinlandsprodukts (BLG,Y )
wird mit Hilfe eines o¨konometrischen Modells der Form
bt = α + β1yt + β2yt−1 + β3yt−2 + ut (6)
gescha¨tzt, wobei bt = ln
[
BLGt
BLGTt
]
bzw. yt = ln
[
Y rt
Y r,Tt
]
die relative Abweichung der Brut-
tolo¨hne und -geha¨lter bzw. des Bruttoinlandsprodukts von ihrer trendma¨ßigen Entwick-
lung zum Zeitpunkt t ist.9 α ist der Niveauparameter, ut die Sto¨rgro¨ße und β die gesuchte
Elastizita¨t der Bruttolo¨hne und –geha¨lter hinsichtlich des Bruttoinlandsprodukts. Fu¨r
das Modell ergaben sich durch anwendung der Methode der kleinsten Quadrate folgende
Scha¨tzer10
9 Die Berechnung des Trends der makroo¨konomischen Gro¨ßen wurde mit Hilfe des Hodrick-Prescott-
Filter (HP-Filter) mit einem Gla¨ttungsparameter von λ = 100 durchgefu¨hrt.
10 Fu¨r die Scha¨tzung wurden Jahreszahlen verwendet. Es wurde ein Scha¨tzzeitraum von 1974 bis 2005
gewa¨hlt.
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b̂t = −0, 0005 + 0, 5535yt + 0, 7183yt−1 + 0, 5629yt−2 (7)
(0, 7422) (0, 0002) (0, 0001) (0, 0001) p-Wert
Zahl der Beobachtungen: 32, Korrigiertes Bestimmtheitsmaß R
2
= 0, 91.
Da bei der Berechnung des konjunkturbedingten Finanzierungssaldos keine Verzo¨gerungen
in den Steuereinnahmen beru¨cksichtigt werden, ist nur die kurzfristige Elastizita¨t, also der
Koeffizient vor dem aktuellen Term, relevant.
Die gefundenen Werte fu¨r Ausmaß und Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung
der Lohnsteuer sind in Tabelle 2 zusammengefasst.
Tabelle 2: Ausmaß und Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der
Lohnsteuer
Sta¨rke∗ Ausmaß TLSt/Y LSt,BLG BLG,Y TLSt Y
Sp.2xSp.3 Sp.4xSp.5 Sp.6/Sp.7
v.H. in Mrd.e in Mrd.e
Jahr 1 2 3 4 5 6 7
1998 9,30 1,10 8,47 1,83 0,6 166,43 1.965
2006 8,21 1,14 7,23 1,89 0,6 167,05 2.309
* Die Werte fu¨r die
”
Sta¨rke“ (Sp. 1) wurden aus Darstellungsgru¨nden mit 100 multipliziert; den tatsa¨chlichen
Wert erha¨lt man also jeweils durch Division der oben angebebenen Werte durch 100. So betra¨gt z.B. der Wert
der A¨nderung der Lohnsteuer in v.H. des BIPs hinsichtlich einer 1 v.H. A¨nderung des BIPs fu¨r das Jahr 1998
0,093 usw.
Quelle: Statistisches Bundesamt sowie eigene Berechnungen.
Im Rahmen der Einkommensteuerreform wurden sowohl die Grenz- als auch die Durch-
schnittssteuersa¨tze gesenkt. Die hierbei jedoch insgesamt gro¨ßere Reduktion der Durch-
schnittssteuerbelastung fu¨hrte zu einem Anstieg der Elastizita¨t der Lohnsteuer hinsichtlich
der Bruttolo¨hne und -geha¨lter (Sp. 4) von 1,83 im Jahr 1998 auf 1,89 im Jahre 2006. Die
Elastizita¨t der Bruttolo¨hne und –geha¨lter hinsichtlich des BIP (Sp. 5) wurde mit Hilfe des
oben dargestellten o¨konometrischen Modells gescha¨tzt. Die entsprechenden Tests (Chow-
Test und prognostischer Chow-Test) ergaben, dass sich der Wirkungszusammenhang der
hier betrachteten o¨konomischen Variablen durch die durchgefu¨hrten Steurreformen im Be-
trachtungszeitraum nicht vera¨ndert hat. Die Elastizita¨t der Bruttolo¨hne und –geha¨lter
hinsichtlich des BIP war daher im hier betrachteten Zeitraum konstant 0, 6.
Aus der Elastizita¨t der Lohnsteuer hinsichtlich der Bruttolo¨hne und –geha¨lter und der
Elastizita¨t der Bruttolo¨hne und -geha¨lter hinsichtlich des BIP ergeben sich entsprechend
die Werte fu¨r das Ausmaß der automatischen Stabilisierungswirkung der Lohnsteuer
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(Sp. 2): Es hat sich ausgehend von 1,10 im Jahr 1998 auf 1,14 im Jahre 2006 erho¨ht. Das
Ausmaß der automatischen Stabilisierungswirkung der Lohnsteuer war damit im Jahr 2006
um 0,04 ho¨her als im Jahr 1998, was einem Anstieg von rd. 4 v.H. entspricht.
Das Lohnsteueraufkommen (Sp. 6) hat sich im hier betrachteten Zeitraum leicht erho¨ht:
Es ist von 166,43 Mrd. e im Jahr 1998 auf 167,05 Mrd. e im Jahr 2006 gestiegen. Ein
Einbruch des Lohnsteueraufkommens blieb damit trotz der massiven Tarifsenkungen bei
der Einkommensteuer aus. Der Grund dafu¨r du¨rfte vor allem in ho¨heren Tarifabschlu¨ssen
liegen, die die Steuerausfa¨lle durch die Steuersenkungsmaßnahmen kompensierten. Die Be-
trachtung des relativen Anteils der Lohnsteuer am BIP (Sp. 3) zeigt die Auswirkungen der
vorgenommenen Steuersenkungen hingegen deutlich: So ist der relative Anteil der Lohn-
steuer am BIP im Jahr 2006 im Vergleich zum Jahr 1998 um 1,24 v.H. niedriger, was einem
Ru¨ckgang von rd. 15 v.H. entspricht. Neben den Steuersenkungen du¨rfte fu¨r den Ru¨ckgang
des relativen Anteils der Lohnsteuer allerdings auch das im Vergleich zum BIP schwa¨chere
Wachstum der Bruttolo¨hne und -geha¨lter der letzten Jahre des hier betrachteten Zeitraums
mitverantwortlich sein.
Die Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Lohnsteuer ergibt sich aus dem
Ausmaß der Lohnsteuer und dem relativen Anteil der Lohnsteuer am BIP. Aufgrund des
gesunkenen relativen Anteils der Lohnsteuer am BIP hat sich die Sta¨rke, ausgehend von
9,30 im Jahr 1998 auf 8,21 im Jahr 2006 verringert, wobei der Anstieg des Ausmaßes
der Lohnsteuer den Ru¨ckgang des relativen Anteil der Lohnsteuer am BIP zum Teil kom-
pensierte. Die Sta¨rke war damit im Jahr 2006 um 1,43 niedriger als im Jahr 1998, was
einem Ru¨ckgang von rd. 12 v.H. entspricht. Die automatische Stabilisierungswirkung der
Lohnsteuer hat damit durch die Steuerreformen im hier betrachteten Zeitraum deutlich an
Sta¨rke verloren.
Ertragsteuern
Die nicht veranlagten Steuern vom Ertrag und die Ko¨rperschaftsteuer besitzen einen pro-
portionalen Steuertarif. Die Elastizita¨t dieser Steuern hinsichtlich der jeweiligen Bemes-
sungsgrundlage ist daher 1. Die Gewerbesteuer fu¨r natu¨rliche Personen und Personen-
gesellschaften besitzt insgesamt einen progressiven Tarifverlauf der sich asymptotisch 5
v.H anna¨hert. Fu¨r juristische Personen gilt hingegen grundsa¨tzlich ein proportionaler Ta-
rif. In der vorliegenden Untersuchung wird der Einfachheit halber fu¨r die Gewerbesteuer
insgesamt ein proportionaler Steuertarif, also eine Elastitzita¨ von 1 angenommen. Fu¨r die
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veranlagte Einkommensteuer gelten die gleichen steuerlichen Vorschriften wie fu¨r die Lohn-
steuer. Aus diesem Grund wird der oben ermittelte Wert der Elastizita¨t der Lohnsteuer
fu¨r die Elastizita¨t der veranlagten Einkommensteuer u¨bernommen. Die Elastizita¨t der Er-
tragsteuern hinsichtlich der Unternehmens- und Vermo¨genseinkommen (ErtSt,BUV ) ergibt
sich als gewichtete Summe der Einzelelastizita¨ten der in dieser Gruppe beru¨cksichtigten
Steuern.
Es la¨sst sich zeigen, dass die Elastizita¨t der Unternehmens- und Vermo¨genseinkommen hin-
sichtlich des Bruttoinlandsprodukts (BUV,Y ) gleich der Elastizita¨t der Unternehmens- und
Vermo¨genseinkommen hinsichtlich des Volkseinkommens (BUV,V ) ist. Das Volkseinkommen
(V) ist die Summe aus Arbeitnehmerentgelt (AE) und Unternehmens- und Vermo¨gensein-
kommen (BUV). Die Elastizita¨t der Unternehmens- und Vermo¨genseinkommen hinsichtlich
des Volkseinkommens ist damit
BUV,V =
∆ (V − AE)
∆V
V
BUV
=
{
1−
(
1− BUV
V
)
AE,V
}
V
BUV
. (8)
Weiterhin la¨sst sich weiterhin zeigen, dass die Elastizita¨t des Volkseinkommens hinsichtlich
des Bruttoinlandsprodukts 1 und damit AE,V = AE,Y ist. Es gilt außerdem AE,Y = BLG,Y
und damit
BUV,V =
{1− (1−Ψ) BLG,Y }
Ψ
= BUV,Y (9)
wobei Ψ den Anteil der Unternehmens- und Vermo¨genseinkommen am Volkseinkommen
BUV/V bezeichnet. BLG,Y ist die oben bereits gescha¨tzte Elastizita¨t der Bruttolo¨hne und
-geha¨lter hinsichtlich des Bruttoinlandsprodukts.
Ausmaß und Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Ertragsteuern sind in
Tabelle 3 zusammengefasst. Die Betrachtung der Elastizita¨t der Ertragsteuern hinsichtlich
der Unternehmens- und Vermo¨genseinkommen (Sp. 4) zeigt, dass sich diese ausgehend von
1,11 im Jahr 1998 auf 1,22 im Jahr 2006 erho¨ht hat. Der Anstieg ist zum einen in einem
ho¨heren Gewicht der veranlagten Einkommensteuer innerhalb der hier beru¨cksichtigten
Steuern, zum anderen in der Erho¨hung der Elastizita¨t der Lohnsteuer hinsichtlich
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der Bruttolo¨hne- und -geha¨lter, die hier fu¨r die entsprechende Elastizita¨t der veranlagten
Einkommensteuer verwendet wurde, begru¨ndet.
Tabelle 3: Ausmaß und Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der
Ertragsteuern
Sta¨rke∗ Ausmaß TErtSt/Y ErtSt,BUV BUV,Y TErtSt Y
Sp.2xSp.3 Sp.4xSp.5 Sp.6/Sp.7
v.H. in Mrd.e in Mrd.e
Jahr 1 2 3 4 5 6 7
1998 8,19 2,16 3,79 1,11 1,95 74,49 1.965
2006 10,64 2,16 4,93 1,22 1,76 113,83 2.309
* Die Werte fu¨r die
”
Sta¨rke“ (Sp. 1) wurden aus Darstellungsgru¨nden mit 100 multipliziert; den tatsa¨chlichen
Wert erha¨lt man also jeweils durch Division der oben angebebenen Werte durch 100. So betra¨gt z.B. der Wert
der A¨nderung der Ertragsteuern in v.H. des BIPs hinsichtlich einer 1 v.H. A¨nderung des BIPs fu¨r das Jahr 1998
0,0819 usw.
Quelle: Statistisches Bundesamt sowie eigene Berechnungen.
Die Elastizita¨t der Unternehmens- und Vermo¨genseinkommen hinsichtlich des BIP
(Sp. 5) ist, ausgehend von 1,95 im Jahr 1998, auf 1,76 im Jahr 2006 gefallen. Dies entspricht
einem Ru¨ckgang um rd. 10 v.H. Ursache dieses Ru¨ckgangs ist der gestiegene relative Anteil
der Unternehmens- und Vermo¨genseinkommen am Volkseinkommen Ψ. Dieser hat sich im
Betrachtungszeitraum von 29,6 v.H. im Jahr 1998 auf 34,4 v.H. im Jahr 2006 erho¨ht.
Die Werte fu¨r das Ausmaß der automatischen Stabilisierungswirkung der Ertragsteuern
(Sp. 2) ergeben sich aus der Elastizita¨t der Ertragsteuern hinsichtlich der Unternehmens-
und Vermo¨genseinkommen und der Elastizita¨t der Unternehmens- und Vermo¨genseinkom-
men hinsichtlich des BIPs. Die Betrachtung des Ausmaßes der Ertragsteuern zeigt, dass
sich dieses im Jahr 2006 im Vergleich zum Jahr 1998 nicht vera¨ndert hat: Es hatte jeweils
einen Wert von 2,16.
Die Betrachtung des Aufkommens der Ertragsteuern (Sp. 6) zeigt, dass dieses im Jahr
2006 um rd. 53 v.H. ho¨her war als im Jahr 1998. Diese deutliche Zunahme ist u.a. auf den
Abbau von Steuervergu¨nstigungen sowie der Einschra¨nkung des steuerlichen Verlustvor-
trages zuru¨ckzufu¨hren. Weiterhin du¨rfte sich das mit dem Steuervergu¨nstigungabbaugesetz
verha¨ngte Moratorium positiv auf die Mobilisierung ko¨rperschaftsteuerlicher Altguthaben
ausgewirkt haben. Das Aufkommen der Ko¨rperschaftsteuer stieg trotz der Tarifsenkung
von rd. 20 Mrd. e im Jahr 1998 auf rd. 25 Mrd. e im Jahr 2006. Erwa¨hnenswert ist eben-
falls der Anstieg des Aufkommens der veranlagten Einkommensteuer. Dieses hat sich –
trotz der massiven Tarifsenkungen bei der Einkommensteuer – von rd. 10 Mrd. e im Jahr
1998 auf rd. 29 Mrd. e im Jahr 2006 fast verdreifacht. Ursa¨chlich hierfu¨r ist vor allem ein
Auslaufen der Sonderabschreibungen fu¨r Investitionen in Ostdeutschland. Zudem trug der
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Anstieg der Einnahmen aus der Gewerbesteuer von rd. 26 Mrd. e im Jahr 1998 auf rd. 38
Mrd. e im Jahr 2006 wesentlich zum Aufkommensanstieg der Ertragsteuern bei.
Die Entwicklung des prozentualen Anteils der Ertragsteuer am BIP (Sp. 3) hat sich, ent-
sprechend dem Aufkommen der Ertragsteuer, deutlich erho¨ht: Er ist von 3,79 v.H. im Jahr
1998 auf 4,93 im Jahr 2006 angestiegen, was einer Zunahme um rd. 30 v.H. entspricht.
Die Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Ertragsteuern (Sp. 1) ergibt sich
aus dem Ausmaß der Ertragsteuern und dem prozentualen Anteil der Ertragsteuer am
BIP. Wie sich aus der Tabelle ergibt, hat sich die Sta¨rke der automatischen Stabilisie-
rungswirkung der Ertragsteuern von 8,19 im Jahr 1998 auf 10,64 im Jahr 2006 erho¨ht.
Die Sta¨rke war damit im Jahr 2006 um 2,45 ho¨her als im Jahr 1998. Damit hat die auto-
matische Stabilisierungswirkung der Ertragsteuern im hier betrachteten Zeitraum deutlich
zugenommen. Es ist jedoch zu beachten, dass die hier betrachteten gewinnabha¨ngigen Steu-
ern erratischen und großen Schwankungen unterliegen. So ko¨nnen beispielsweise bei den
Veranlagungssteuern große Schwankungen entstehen, weil die im laufenden Jahr zuna¨chst
festgesetzten Steuervorauszahlungen auf Basis der gescha¨tzten Gewinne geleistet werden
und Abweichungen gegenu¨ber der Steuerschuld erst in den Folgejahren ausgeglichen wer-
den. Dies gilt insbesondere dann, wenn sich die Vorauszahlungen an den Entwicklungen
der Gewinne der vergangenen Jahre orientieren; hierbei kann es beispielsweise in Phasen
sta¨rkeren Gewinnwachstums zu einem Zusammentreffen von hohen Vorauszahlungen und
hohen Nettonachzahlungen kommen. Dieser Effekt du¨rfte mitverantwortlich fu¨r den starken
Zuwachs der Ertragsteuern im Jahre 2006 sein.
Beru¨cksichtigt man, dass bei der Berechnung der Sta¨rke der Ertragsteuern im Jahr 2006
zum Teil die oben beschriebenen tempora¨ren Effekte eine Rolle gespielt haben, so du¨rfte
der
”
tatsa¨chliche“ Wert der Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Ertrag-
steuern in diesem Jahr etwas unter dem hier berechneten Wert liegen und damit der oben
festgestellte Anstieg der Sta¨rke etwas geringer ausfallen. Insgesamt la¨sst sich jedoch als
Ergebnis abschließend feststellen, dass die durchgefu¨hrten Reformen im Bereich der Unter-
nehmensbesteuerung zu keiner Schwa¨chung der automatischen Stabilisierungswirkung der
Ertragsteuern fu¨hrten.
Sozialversicherungsbeitra¨ge
Die Berechnung der Elastizita¨t der Sozialversicherungsbeitra¨ge hinsichtlich der Brut-
tolo¨hne und -geha¨lter (SV B,BLG) erfolgt mit Hilfe des bei der Scha¨tzung der Elastizita¨t
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der Lohnsteuer hinsichtlich der Bruttolo¨hne und -geha¨lter verwendeten Lohnsteuermodells.
Dem Modell werden die Beitragssa¨tze und Beitragsbemessungsgrenzen der Sozialversiche-
rung fu¨r Westdeutschland zugrunde gelegt.
Die Ermittlung der Elastizita¨t der Bruttolo¨hne und -geha¨lter hinsichtlich des Bruttoin-
landsprodukts (BLG,Y ) wurde bereits bei der Lohnsteuer dargelegt.
Fu¨r Ausmaß und Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Sozialversicherungs-
beitra¨ge ergaben sich die folgenden Werte:
Tabelle 4: Ausmaß und Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der
Sozialversicherungsbeitra¨ge
Sta¨rke∗ Ausmaß SV B/Y SV B,BLG BLG,Y SV B Y
Sp.2xSp.3 Sp.4xSp.5 Sp.6/Sp.7
v.H. in Mrd.e in Mrd.e
Jahr 1 2 3 4 5 6 7
1998 9,66 0,54 17,85 0,90 0,6 350,73 1.965
2006 9,18 0,56 16,32 0,94 0,6 376,78 2.309
* Die Werte fu¨r die
”
Sta¨rke“ (Sp. 1) wurden aus Darstellungsgru¨nden mit 100 multipliziert; den tatsa¨chlichen
Wert erha¨lt man also jeweils durch Division der oben angebebenen Werte durch 100. So betra¨gt z.B. der Wert
der A¨nderung der Sozialversicherungsbeitra¨ge in v.H. des BIPs hinsichtlich einer 1 v.H. A¨nderung des BIPs
fu¨r das Jahr 1998 0,0966 usw.
Quelle: Statistisches Bundesamt sowie eigene Berechnungen.
Die Betrachtung der Elastizita¨t der Sozialversicherungsbeitra¨ge hinsichtlich der Bruttolo¨h-
ne und -geha¨lter (Sp. 4) zeigt, dass sich diese im hier untersuchten Zeitraum erho¨ht hat. Sie
ist von 0,90 im Jahr 1998 auf 0,94 im Jahr 2006 gestiegen. Der Anstieg ist auf eine insgesamt
sta¨rkere Zunahme der Beitragsbemessungsgrenzen der Sozialversicherung im Vergleich zu
den zugrunde gelegten Einkommen zuru¨ckzufu¨hren: Der Bereich mit einem proportionalen
Sozialversicherungstarif, bekam dadurch ein gro¨ßeres Gewicht, was zu einer notwendigen
Anna¨herung der Elastizita¨t der Sozialversicherungsbeitra¨ge hinsichtlich der Bruttolo¨hne
und -geha¨lter an 1 fu¨hrte.
Die Elastizita¨t der Bruttolo¨hne und -geha¨lter hinsichtlich des BIP (Sp. 5) war im hier
betrachteten Zeitraum konstant 0,6. Es gelten hier die Ausfu¨hrungen, die im Rahmen der
Lohnsteuer bereits zu dieser Elastizita¨t gemacht wurden, entsprechend.
Aus der Elastizita¨t der Sozialversicherungsbeitra¨ge hinsichtlich der Bruttolo¨hne und
–geha¨lter und der Elastizita¨t der Bruttolo¨hne und -geha¨lter hinsichtlich des BIP ergeben
sich die Werte fu¨r das Ausmaß der automatischen Stabilisierungswirkung der Sozialversi-
cherungsbeitra¨ge (Sp. 2). Die Betrachtung des Ausmaßes der Sozialversicherungsbeitra¨ge
zeigt, dass sich dieses ausgehend von 0,54 im Jahr 1998 auf 0,56 im Jahr 2006 erho¨ht hat.
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Das Ausmaß der Sozialversicherungsbeitra¨ge hat sich damit im Jahr 2006 gegenu¨ber dem
Jahr 1998 um 0,02 oder 4 v.H. erho¨ht.
Wie sich aus der Tabelle ergibt, ist das Aufkommen der Sozialversicherungsbeitra¨ge
(Sp. 6) trotz eines Ru¨ckgangs der sozialversicherungspflichtigen Bescha¨ftigten im Betrach-
tungszeitraum – diese sanken von 27,5 Mio. am 30. Juni 1999 auf 26,4 Mio. am 30. Juni
2006, was einem Minus von rd. 4,11 v.H. entspricht11 – gestiegen: Es hat sich von
350,73 Mrd. e im Jahr 1998 auf 376,78 Mrd. e im Jahr 2006 erho¨ht. Der Grund fu¨r die
ho¨heren Einnahmen der Sozialversicherung liegt einerseits in dem Anstieg der sozialversi-
cherungspflichtigen Einkommen, andererseit in der Erho¨hung der Beitragsbemessungsgren-
zen. Beide Entwicklungen fu¨hrten dazu, dass der Ausfall von Sozialversicherungsbeitra¨gen
aufgrund der gesunkenen Zahl von sozialversicherungspflichtigen Bescha¨ftigen kompensiert
wurde.
Die Auswirkungen des Ru¨ckgangs der sozialversicherungspflichtigen Bescha¨ftigung werden
jedoch bei der Betrachtung des prozentualen Anteils der Sozialversicherungsbeitra¨ge am
BIP (Sp. 3) deutlich. Dieser hat sich im hier betrachteten Zeitraum deutlich reduziert: Er
ist – ausgehend von 17,85 v.H. im Jahr 1998 – auf 16,32 v.H. im Jahr 2006 gesunken, was
einem Ru¨ckgang von rd. 9 v.H. entspricht. Neben dem Ru¨ckgang der sozialversicherungs-
pflichtigen Bescha¨ftigung du¨rfte fu¨r die Verringerung des relativen Anteils der Sozialver-
sicherungsbeitra¨ge allerdings auch das im Vergleich zum BIP schwa¨chere Wachstum der
Bruttolo¨hne und -geha¨lter mitverantwortlich sein.
Bedenkt man, dass im gleichen Zeitraum, in der die Zahl der sozialversicherungspflichtig-
ten Bescha¨ftigten um rd. 4,11 v.H. gesunken ist, dass reale BIP um rd. 11,7 v.H. gewach-
sen ist12, so la¨sst sich daraus schließen, dass der Beitrag der sozialversicherungspflichtigen
Bescha¨ftigten am Wachstum des BIPs im Betrachtungszeitraum gesunken ist. Diese Ent-
wicklung ist fu¨r die Rolle der Sozialversicherungsbeitra¨ge als automatischer Stabilisator
problematisch, denn werden fu¨r das Wachstum der deutschen Volkwirtschaft immer weni-
ger sozialversicherungspflichtige Bescha¨ftigte beno¨tigt, so folgt daraus notwendigerweise,
dass die Mo¨glichkeiten der Sozialversicherungsbeitra¨ge, als automatischer Stabilisator kon-
junkturellen Schwankungen entgegenzuwirken, sinken. Diese U¨berlegungen lassen sich, da
die sozialversicherungspflichtigen Bescha¨ftigten in aller Regel lohnsteuerpflichtig sind, auf
den automatischen Stabilisator Lohnsteuer u¨bertragen.
11 Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 4.2.1, 2007.
12 Das reales BIP betrug im Jahr 1998 1.959 Mrd. e, im Jahr 2006 2.188 Mrd. e. Quelle: Statistisches
Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.2, Mai 2007.
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Die Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Sozialversicherungsbeitra¨ge er-
gibt sich aus dem Ausmaß der Sozialversicherungsbeitra¨ge und dem prozentualen Anteil der
Sozialversicherungsbeitra¨ge am BIP. Wie sich aus der Tabelle 4 (Sp. 1) ergibt, ist die Sta¨rke
der automatischen Stabilisierungswirkung dieser Einnahme im hier betrachteten Zeitraum
aufgrund des Ru¨ckgangs des prozentualen Anteils der Sozialversicherungsbeitra¨ge am BIP
gesunken: Sie ist von 9,66 im Jahr 1998 auf 9,18 im Jahr 2006 zuru¨ckgegangen und war
damit im Jahr 2006 um 0,48 geringer als im Jahr 1998; dies entspricht einem Ru¨ckgang
von rd. 5 v.H.
Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit
Arbeitslosengeld bzw. ALG I, Arbeitslosenhilfe bzw. ALG II sowie die sonstigen Lohner-
satzleistungen werden jeweils gewa¨hrt, wenn die entsprechenden Voraussetzungen fu¨r den
Bezug erfu¨llt sind. Es wird fu¨r die Elastizita¨t der Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit hinsichtlich
der Zahl der Arbeitslosen (A,AZ) – wie allgemein u¨blich – ein Wert von 1 unterstellt.
Die Elastizita¨t der Zahl der Arbeitslosen hinsichtlich des Bruttoinlandsprodukts (AZ,Y )
wird mit einem o¨konometrischen Modell, das einen Strukturbruch im Steigungsparameter
zula¨sst, gescha¨tzt13
at = α + β1yt + β2DIyt + ut (10)
mit:
DI =
0 wenn t 1973 bis 19811 wenn t 1982 bis 2005
Wobei at = ln
[
AZt
AZTt
]
bzw, yt = ln
[
Y rt
Y r,Tt
]
die relative Abweichung der Zahl der Arbeitslosen
bzw. des Bruttoinlandsprodukts von ihrer trendma¨ßigen Entwicklung zum Zeitpunkt t ist.14
13 Fu¨r die Scha¨tzung wurden Jahreszahlen verwendet. Es wurde ein Scha¨tzzeitraum von 1973 bis 2005
gewa¨hlt. In Phase I dieses Strukturbruchmodells ereignet sich die O¨lkrise. Phase II beschreibt den
Wirkungszusammenhang nach der O¨lkrise. Dass ein Strukturbruch erst im Jahr 1981 (Phase II beginnt
damit im Jahr 1982) zugelassen wurde, beruht auf der U¨berlegung, dass sich die O¨lkrise 1979/1980 erst
mit einiger Verzo¨gerung auf die hier betrachteten makroo¨konomischen Gro¨ßen bzw. auf den Wirkungs-
zusammenhang zwischen den o¨konomischen Variablen auswirkte. Die exakte Dauer der Verzo¨gerung
la¨sst sich jedoch nicht genau bestimmen. Der gewa¨hlte Zeitpunkt des Strukturbruchs im Jahr 1981
stellt eine pragmatische Lo¨sung dar.
14 Die Berechnung des Trends der makroo¨konomischen Gro¨ßen wurde wieder mit Hilfe des HP-Filters
mit einem Gla¨ttungsparameter von λ = 100 durchgefu¨hrt.
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α ist der Niveauparameter, ut die Sto¨rgro¨ße und β die hier gesuchte Elastizita¨t. Gescha¨tzt
wurde das Strukturbruchmodell mit Hilfe der verallgemeinerten Kleinstquadrat-Methode,
da diese auch bei autokorrelierten Sto¨rgro¨ßen effiziente Scha¨tzfunktionen herzuleiten er-
laubt. Die Scha¨tzung ergab:
ât = 0, 0170− 13, 8912yt + 9, 4128DIyt (11)
(0, 4872) (0, 0000) (0, 0000) p-Wert
Zahl der Beobachtungen: 33, Korrigiertes Bestimmtheitsmaß R
2
= 0, 86.
Die hier gesuchte Elastizita¨t ergibt sich aus der Summe des Koeffizienten vor yt und DIyt.
Die gefundenen Werte fu¨r Ausmaß und Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung
der Ausgaben fu¨r Arbeitslosenhilfe sind in Tabelle 5 zusammengefasst.
Tabelle 5: Ausmaß und Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Ausgaben
fu¨r Arbeitslosigkeit
Sta¨rke∗ Ausmaß A/Y A,AZ AZ,Y A Y
Sp.2xSp.3 Sp.4xSp.5 Sp.6/Sp.7
v.H. in Mrd.e in Mrd.e
Jahr 1 2 3 4 5 6 7
1998 -6,11 -4,5 1,36 1 -4,5 26,68 1.965
2004 -6,96 -4,5 1,55 1 -4,5 34,15 2.207
2005 -9,26 -4,5 2,06 1 -4,5 46,09 2.241
2006 -8,88 -4,5 1,97 1 -4,5 45,55 2.309
1) Die Werte fu¨r die
”
Sta¨rke“ (Sp. 1) wurden aus Darstellungsgru¨nden mit 100 multipliziert; den
tatsa¨chlichen Wert erha¨lt man also jeweils durch Division der oben angebebenen Werte durch 100. So
betra¨gt z.B. der Wert der A¨nderung der Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit in v.H. des BIPs hinsichtlich
einer 1 v.H. A¨nderung des BIPs fu¨r das Jahr 1998 -0,0611 usw.
Quelle: Bundesagentur fu¨r Arbeit, Statistisches Bundesamt sowie eigene Berechnungen.
Wie sich aus der obigen Tabelle ergibt, betra¨gt der in dem hier betrachteten Zeitraum
– unterstellte – Wert fu¨r die Elastizita¨t der Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit hinsichtlich der
Zahl der Arbeitslosen 1 (Sp. 4). Die Elastizita¨t der Zahl der Arbeitslosen hinsichtlich des
BIP (Sp. 5) wurde mit Hilfe eines o¨konometrischen Modells gescha¨tzt. Die entsprechenden
Tests (Chow-Test und prognostischer Chow-Test) ergaben, dass sich der Wirkungszusam-
menhang der hier betrachteten o¨konomischen Variablen durch die im Betrachtungszeitraum
durchgefu¨hrten Sozialreformen nicht vera¨ndert hat. Die Elastizita¨t der Zahl der Arbeitslo-
sen hinsichtlich des BIP war im hier betrachteten Zeitraum konstant und hatte einen Wert
von -4,5.
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Das – hier: konstante – Ausmaß der automatischen Stabilisierungswirkung der Ausga-
ben fu¨r Arbeitslosigkeit, welches sich aus dem Produkt der Elastizita¨t der Ausgaben fu¨r
Arbeitslosigkeit hinsichtlich der Zahl der Arbeitslosen und der Elastizita¨t der Zahl der
Arbeitslosen hinsichtlich des BIP ergibt, betra¨gt damit −4, 5.
Die Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit (Sp. 6) sind ausgehend von 26,68 Mrd. e im Jahr 1998
auf 34,15 Mrd. e im Jahr 2004 gestiegen; betrachtet man die Entwicklung der Ausgaben fu¨r
Arbeitslosigkeit im einzelnen, so zeigt sich, dass diese deutliche Zunahme der Ausgaben im
Wesentlichnen auf den Anstieg der Arbeitslosenhilfeleistungen zuru¨ckzufu¨hren sind. Durch
die Einfu¨hrung des ALG II im Jahr 2005 sind die Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit
dann – sprunghaft – auf 46,09 Mrd. e im Jahr 2005 bzw. auf 45,55 Mrd. e im Jahr 2006
gestiegen. Die Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit waren damit im Jahr 2006 um 18,87 Mrd. e
ho¨her als im Jahr 1998; dies entspricht einem Anstieg um rd. 71 v.H.
Der relative Anteil der Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit am BIP (Sp. 3) hat sich ausgehend
von 1,36 v.H. im Jahr 1998 auf 1,97 v.H. im Jahre 2006 erho¨ht. Der relative Anteil der
Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit am BIP war damit im Jahr 2006 um 0,62 v.H. ho¨her als im
Jahr 1998, was einem Anstieg um rd. 45 v.H. entspricht.
Fu¨r die Beurteilung, ob durch diesen Anstieg der Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit bzw. ob
durch die Einfu¨hrung des ALG II der automatisch da¨mpfende Mechanismus des Arbeits-
losenversicherungssystems vera¨ndert wurde, werden die durchschnittlichen Aufwendungen
fu¨r einen Arbeitslosenhilfeempfa¨nger (ALH) und die durchschnittlichen Aufwendungen fu¨r
einen ALGII Empfa¨nger15 miteinander verglichen (vgl. Tabelle 6).
Der Vergleich der bis 2004 gezahlten Arbeitslosenhilfe mit dem ab 2005 gezahlten ALG II
zeigt, dass die Einfu¨hrung des ALG II zu einer Erho¨hung der durchschnittlichen Leistun-
gen pro Kopf bzw. pro Bedarfsgemeinschaft von knapp 900 e pro Jahr fu¨hrte. Ursache
dieser Zunahme sind die gea¨nderten Modalita¨ten fu¨r die Berechnung der Ho¨he der ge-
zahlten Leistungen: Im Rahmen der Arbeitslosenhilfe wurde die Ho¨he der Leistung vom
zuletzt verdienten Nettoentgelt des Leistungsbeziehers ermittelt. Die Leistungen des ALG
II sind hingegen pauschaliert. Betrachtet man die Struktur der Arbeitslosenhilfeempfa¨nger
nach der Ho¨he der monatlichen Leistung, so zeigt sich, dass rd. 70 v.H. der Arbeitslosen-
hilfeempfa¨nger Leistungen erhielten, die geringer waren als die durchschnittlich monatlich
gezahlte ALG II Leistung (vgl. Tabelle 7).16
15 Mit dem Begriff ”ALGII Empfa¨nger“ ist hier die Bedarfsgemeinschaft, die das ALG II erha¨lt, gemeint.16 Im Jahr 2005 erhielt ein ALGII Empfa¨nger monatlich durchschnittlich 7608/12 ≈ 634 e, im Jahr
2006 durchschnittlich 7738/12 ≈ 645 e. Vgl. Tabelle 6.
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Tabelle 6: Ja¨hrliche durchschnittliche Aufwendungen fu¨r einen Arbeitslosenhilfe-
bzw. Arbeitslosengeld II-Empfa¨nger
Jahr Arbeitslosenhilfe* Arbeitslosengeld II**
in e in e
2004 6.764 —
2005 — 7.608
2006 — 7.738
*Ausgaben fu¨r Arbeitslosenhilfe ohne Beitra¨ge zur Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung
inklusive des gezahlten Wohngeldes und Sozialhilfe an Arbeitslosenhilfeempfa¨nger dividiert durch
die Zahl der Arbeitslosenhilfeempfa¨nger.
**Ausgaben fu¨r ALG II ohne Beitra¨ge zur Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung inklusive der
Ausgaben fu¨r Unterkunft und Heizung, Sozialgeld und sonstigen Leistungen dividiert durch die
Zahl der Bedarfsgemeinschaften.
Quelle: Bundesagentur fu¨r Arbeit, Institut fu¨r Arbeitsmarkt- und Berufsforschung sowie eigene
Berechnungen.
Tabelle 7: Anzahl der Arbeitslosenhilfeempfa¨nger nach Ho¨he der Leistung
(September 2002)*
Ho¨he in Euro Leistungsempfa¨nger
pro Monat in % kumuliert
Unter 300 12,1 12,1
300 bis 600 58,2 70,3
600 bis 900 25,9 96,2
900 bis 1200 3,3 99,5
1200 und mehr 0,5 100
Gesamt 100
* Leistungen ohne Wohngeld und Sozialhilfe.
Quelle: Bundesanstalt fu¨r Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen, Aktuelle Zahlen Januar 2003, S. 91.
Es kann daher festgestellt werden, dass die Ersetzung der Arbeitslosenhilfe durch die Lei-
stungen des ALG II den automatisch da¨mpfenden Mechanismus des Arbeitslosenversiche-
rungssystems erho¨ht hat. Die Aussage jedoch, dass die Ersetzung der Arbeitslosenhilfe
durch die Leistungen des ALG II den automatisch da¨mpfenden Mechanismus des Arbeits-
losenversicherungssystems generell verbessert hat, wa¨re falsch. Ha¨tte beispielsweise der
Großteil der Arbeitslosenhilfeempfa¨nger aufgrund des zuletzt verdienten Nettoentgelts in
der Vergangenheit monatliche Arbeitslosenhilfezahlungen in Ho¨he von rd. 800 e erhalten,
wa¨re festgestellt worden, dass die Ersetzung der Arbeitslosenhilfe durch die ALG II Lei-
stung den automatisch da¨mpfenden Mechanismus des Arbeitslosenversicherungssystems
reduziert ha¨tte. Bei der Beurteilung kam es darauf an, wie hoch das zuletzt verdiente
Nettoentgelt der Arbeitslosenhilfeempfa¨nger war, da auf dessen Grundlage die Ho¨he der
Arbeitslosenhilfe berechnet wird. D.h. die Einfu¨hrung des ALG II hat den automatisch
da¨mpfenden Mechanismus des Arbeitslosenversicherungssystems nur aufgrund der vor der
Einfu¨hrung des ALG II bestandenen Struktur der Ho¨he der Leistung von Arbeitslosenhilfe
erho¨ht und nicht, weil das ALG II eine generelle Verbesserung des automatisch da¨mpfenden
Mechanismus des Arbeitslosenversicherungssystems darstellt.
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Beru¨cksichtigt man zudem die im Rahmen von Hartz III durchgefu¨hrte Verku¨rzung der
Bezugsdauer des ALG I von maximal 32 Monate auf maximal 12 Monate fu¨r die un-
ter 55-Ja¨hrigen, so ist dadurch die Wahrscheinlichkeit, dass gut qualifizierte Arbeitnehmer
innerhalb der (verku¨rzten) Bezugsdauer eine neue Anstellung finden und keine ALG II Lei-
stungen beziehen mu¨ssen – was einen deutlichen Kaufkraftverlust zur Folge ha¨tte – geringer
geworden. Die Verku¨rzung der Bezugsdauer des ALG I kann daher als eine Schwa¨chung
des automatisch da¨mpfenden Mechanismus des Arbeitslosenversicherungssystems aufge-
fasst werden.17
Der massive Anstieg der Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit in den Jahren 2005 bzw. 2006 von
ausgehend 34,15 Mrd. e im Jahr 2004 auf 46,09 Mrd. e im Jahr 2005 bzw. 45,55 Mrd.
e im Jahr 2006 ist jedoch nicht in den im Durchschnitt ho¨heren ALG II Leistungen, son-
dern in der Ausweitung des Kreises der Leistungsberechtigten durch die Einfu¨hrung der
ALG II Regelungen begru¨ndet. Anspruch auf Arbeitslosenhilfe hatte nur derjenige, der
vorher Anspruch auf Arbeitslosengeld hatte und hilfsbedu¨rftig war. Anspruch auf ALG II
hat hingegen jede hilfsbedu¨rftige erwerbsfa¨hige Person zwischen 15 und 65 Jahren. So gab
es im Jahr 2004 rd. 2,19 Mio. Arbeitslosenhilfeempfa¨nger wa¨hrend die Zahl der ALG II
Empfa¨nger im Jahr 2005 rd. 3,72 Mio. betrug. Die Zahl der Leistungsempfa¨nger von ALG
II war damit im Jahr 2005 um 1,53 Mio. ho¨her als die entsprechende Zahl von Arbeits-
losenhilfeempfa¨ngern im Jahr 2004; dies entspricht einem Anstieg um rd. 69 v.H. Welche
Auswirkungen die Erho¨hung der durchschnittlich gezahlten Leistungen im Vergleich zur
Ausweitung des Kreises der Leistungsberechtigten auf die Ho¨he der Ausgaben fu¨r Arbeits-
losigkeit hatte, zeigt das folgende Beispiel: Wu¨rde man fu¨r das Jahr 2005 die Zahl der Ar-
beitslosenhilfeempfa¨nger des Jahres 2004 zugrundelegen, so ha¨tten die Ausgaben fu¨r ALG
II nicht 28,28 Mrd. e, sondern lediglich 16,69 Mrd. e betragen. Zum Vergleich: Die Aus-
gaben fu¨r die Arbeitslosenhilfe betrugen 2004 14,84 Mrd. e. D.h. die
”
reine“ Einfu¨hrung
des ALG II im Jahr 2005 – also ohne die Ausweitung des Kreises der Leistungsberechtig-
ten – entspricht einem Anstieg der Ausgaben von rd. 1,85 Mrd. e oder rd. 0,08 v.H. des
BIPs. Dies macht deutlich, dass die Erho¨hung des automatisch da¨mpfenden Mechanismus
des Arbeitslosenversicherungssystems durch die Ersetzung der Arbeitslosenhilfe durch die
im Durchschnitt leicht ho¨here ALG II Leistung u¨beraus gering ist und der Anstieg der
Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit u¨berwiegend auf die Ausweitung des Kreises der Leistungs-
berechtigten zuru¨ckzufu¨hren ist.
17 Hierbei ist jedoch auch auf einen positiven Effekt der Verku¨rzung der Bezugsdauer hinzuweisen, indem
der Anreiz, sich intensiver und schneller um einen neuen Arbeitsplatz zu bemu¨hen wesentlich versta¨rkt
wurde.
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Die Werte der Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Ausgaben fu¨r Arbeits-
losigkeit (Sp. 1) ergeben sich aus dem Ausmaß der Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit und dem
relativen Anteil der Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit am BIP. Die Sta¨rke hat sich ausgehend
von |−6, 11| im Jahr 1998 auf |−8, 88| erho¨ht. Verglichen mit 1998 war die Sta¨rke im Jahr
2006 damit um 2,77 ho¨her als im Jahr 1998, was einem Anstieg um rd. 45 v.H. entspricht.
Es ist an dieser Stelle jedoch nochmals darauf hinzuweisen, dass dieser Zuwachs an Sta¨rke
fast ausschließlich auf die ho¨heren Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit aufgrund der gestiegenen
Zahl von Leistungsempfa¨nger zuru¨ckzufu¨hren ist. Der festgestellte Zuwachs an Sta¨rke der
automatischen Stabilisierungswirkung der Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit zeigt also nicht
den tatsa¨chlichen Anstieg des automatisch da¨mpfenden Mechanismus des Arbeitslosenver-
sicherungssystems. Dieser ist, wie das obige Beispiel gezeigt hat, deutlich geringer.
4.3 Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung des staat-
lichen Gesamthaushalts
Wie die Untersuchung gezeigt hat, waren die Wirkungen der Steuer- und Sozialreformen
auf Ausmaß und Sta¨rke der einzelnen automatischen Stabilisatoren des staatlichen Gesamt-
haushalts unterschiedlich. Daraus ergibt sich abschließend die Frage, wie sich die Sta¨rke der
automatischen Stabilisierungswirkung des staatlichen Gesamthaushalts durch die Steuer-
und Sozialreformen vera¨ndert hat. Tabelle 8 fasst die ermittelten Sta¨rken der Einnahmen
und Ausgaben, den Finanzierungssaldo und die daraus ermittelte Sta¨rke der automatischen
Stabilisierungswirkung des staatlichen Haushalts insgesamt zusammen.
Betrachtet man zuerst nur die Entwicklung der Sta¨rke der automatischen Stabilisierungs-
wirkung der Einnahmeseite des staatlichen Gesamthaushalts (Sp. 1 bis Sp. 4) so zeigt sich,
dass sich diese im Jahr 2006 gegenu¨ber dem Jahr 1998 erho¨ht hat: Sie hat sich ausgehend
von 36,58 im Jahr 1998 auf 37,87 im Jahr 2006 erho¨ht. Bei der Diskussion der Ertragsteu-
ern wurde darauf hingewiesen, dass fu¨r die hohen Aufkommenszuwa¨chse im Jahr 2006 ein
Zusammentreffen von hohen Vorauszahlungen und hohen Nettonachzahlungen bei den Ver-
anlagungsteuern mitverantwortlich sein du¨rfte; der Anstieg der Sta¨rke der Einnahmeseite
wa¨re dann zum Teil auf einen tempora¨ren Effekt bei den Ertragsteuern zuru¨ckzufu¨hren. Fu¨r
die Entwicklung der Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Einnahmeseite
des staatlichen Gesamthaushalts ist es daher realistischer davon auszugehen, dass sich diese
durch die Steuerreformen im Wesentlichen nicht gea¨ndert hat. Es gab zwar A¨nderungen der
automatischen Stabilisierungswirkung bei den jeweiligen Einnahmen; da diese sich jedoch
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Tabelle 8: Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung des staatlichen
Gesamthaushalts
Sta¨rke∗
Verbrauch- Lohn- Ertrag- Sozialver- Ausgaben Finanzierungs- Summe
steuern steuer steuern sicherungs- fu¨r saldo
beitra¨ge Arbeitsigkeit
Jahr 1 2 3 4 5 6 7
1998 9,43 9,30 8,19 9,66 -6,11 -2,17 44,87
2006 9,84 8,21 10,64 9,18 -8,88 -1,60 48,34
* Die Werte fu¨r die
”
Sta¨rke“ wurden aus Darstellungsgru¨nden mit 100 multipliziert; den tatsa¨chlichen Wert
erha¨lt man also jeweils durch Division der oben angebebenen Werte durch 100. So betra¨gt z.B. der Wert der
A¨nderung der Verbrauchsteuern in v.H. des BIPs hinsichtlich einer 1 v.H. A¨nderung des BIPs fu¨r das Jahr 1998
0,0943 usw.
Quelle: Statistisches Bundesamt sowie eigene Berechnungen.
gegenseitig neutralisierten, hat sich insgesamt die automatische Stabilisierungswirkung der
Einnahmeseite des staatlichen Gesamthaushalts nicht signifikant gea¨ndert.
Die Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung der Ausgabenseite des staatlichen
Gesamthaushalts entspricht – da nur die Ausgaben fu¨r Arbeitslosigkeit beru¨cksichtg wer-
den – der Sta¨rke der automatischen Stabilsierungswirkung dieser Ausgaben (Sp. 5). Die
Sta¨rke der Ausgabenseite hat sich damit im Jahr 2006, verglichen mit dem Jahr 1998,
erho¨ht. Sie ist von |−6, 11| im Jahr 1998 auf |−8, 88| im Jahr 2006 gestiegen. Der Anstieg
der Sta¨rke der Ausgabenseite des staatlichen Gesamthaushalts ist jedoch nicht – zumindest
zum u¨berwiegenden Teil – auf eine Zunahme des automatisch da¨mpfenden Mechanismus
des staatlichen Gesamthaushalts, sondern lediglich auf die deutlich gro¨ßere Zahl von Lei-
stungsempfa¨ngern im Rahmen des ALG II zuru¨ckzufu¨hren.
Die Betrachtung der Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung des staatlichen Haus-
halts insgesamt (Sp. 7), also der Einnahme- und Ausgabeseite, zeigt, dass die Sta¨rke des
Gesamthaushalts im Jahr 2006 gegenu¨ber dem Jahr 1998 gestiegen ist. Sie hat sich ausge-
hend von 44,87 im Jahr 1998 auf 48,34 im Jahr 2006 erho¨ht. Sie war damit im Jahr 2006
um 3,47 ho¨her als im Jahr 1998, was einem Anstieg von rd. 8 v.H. entspricht. Allerdings ist
der u¨berwiegende Teil der Zunahme der Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung
des Gesamthaushalts auf tempora¨re Effekte auf der Einnahmeseite sowie auf die gro¨ßere
Zahl von Leistungsempfa¨ngern im Rahmen des ALG II und nicht auf eine Zunahme des
automatisch da¨mpfenden Mechanismus des staatlichen Gesamthaushalts zuru¨ckzufu¨hren.
Es la¨sst sich daher feststellen, dass sich die
”
tatsa¨chliche“ Sta¨rke der automatischen Stabi-
lisierungswirkung des staatlichen Gesamthaushalts durch die Steuer- und Sozialreformen
im Wesentlichen nicht gea¨ndert hat. Es gab zwar – wie oben bemerkt – A¨nderungen der
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automatischen Stabilisierungswirkung bei den jeweiligen Einnahmen und Ausgaben, doch
haben sich diese gegenseitig neutralisiert, so dass sie in ihrer Gesamtheit zu keiner si-
gnifikanten A¨nderung der automatischen Stabilisierungswirkung des staatlichen Gesamt-
haushalts gefu¨hrt haben. Bezogen auf die Wirkung der automatischen Stabilisatoren im
Konjunkturverlauf bedeutet dieses Ergebnis, dass der Stabilisierungsimpuls des staatlichen
Gesamthaushalts im Konjunkturzyklus durch die Steuer- und Sozialreformen in seiner Ho¨he
nicht signifikant vera¨ndert wurde.
5 Ausblick
Die Untersuchung hat gezeigt, dass die in den Jahren 1999 bis 2005 durchgefu¨hrten Steuer-
und Sozialreformen Ausmaß und Sta¨rke einzelner automatischer Stabilisatoren a¨nderten.
Die A¨nderungen hoben sich jedoch zwischen den einzelnen automatischen Stabilisatoren
weitestgehend gegenseitig auf, sodass die Sta¨rke der automatischen Stabilisierungswirkung
des staatlichen Gesamthaushalts im Wesentlichen gleich blieb. Der Schluss, dass durch die
Steuer- und Sozialreformen die automatische Stabilisierungswirkung der Einnahmen und
Ausgaben des staatlichen Gesamthaushalts geschwa¨cht wurde und dass aus diesem Grund
eine sta¨rkere Gla¨ttung des Konjunkturverlaufs durch diskretiona¨re Fiskalpolitik erfolgen
sollte, la¨sst sich auf der Grundlage der vorliegenden Untersuchungsergebnisse nicht ziehen.
Automatische Stabilisatoren sollten daher aufgrund der allgemein bekannten Vorzu¨ge ge-
genu¨ber der diskretiona¨ren Fiskalpolitik in aller Regel das ausschließliche fiskalpolitische
Instrument zur Gla¨ttung konjunktureller Schwankungen sein.
Hinsichtlich des konsequenten und durchga¨ngigen Befolgen dieser Forderung in der Zu-
kunft durch die deutsche (Finanz-) Politik du¨rften (erhebliche) Zweifel angebracht sein, da
der (ausschließliche) Einsatz der automatischen Stabilisatoren von der Politik – entgegen
den Erwartungen der breiten O¨ffentlichkeit nach entschlossenem Handeln – Abwarten und
Inaktivita¨t erfordert. Die Politik ko¨nnte zwar im Rahmen ihrer O¨ffentlichkeitsarbeit und
unter Hinsweis auf entsprechende einschla¨gige Untersuchungen (z.B. der OECD) versu-
chen, die Bu¨rger u¨ber Ausmaß und Sta¨rke der Wirkung automatischer Stabilisatoren zu
informieren; die nicht direkt wahrnehmbare und nur
”
verdeckte“ Wirkung dieses finanz-
politischen Instruments du¨rfte der O¨ffentlichkeit jedoch nur schwer vermittelbar und der
Politik als aktiv handelnde Instanz zuzuordnen sein. Ein Verzicht auf konjunkturpoliti-
sche diskretiona¨re Maßnahmen du¨rfte daher von breiten Schichten der Bu¨rger mit hoher
Wahrscheinlichkeit als Unta¨tigkeit der politisch verantwortlichen Akteure gedeutet werden.
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Auch die Opposition du¨rfte der Regierung und den sie tragenden Parteien Unta¨tigkeit in
der Phase konjunktureller Schwa¨che vorwerfen und entsprechend konkrete Maßnahmen
fordern. Um diesem Eindruck im Interesse einer Wiederwahl entgegenzuwirken, wird die
Regierung in einer solchen Situation ihre Entschlossenheit durch die Ergreifung diskreti-
ona¨rer Maßnahmen demonstrieren (mu¨ssen).
Vor diesem Hintergrund du¨rften in demokratischen Staaten aufgrund skizzierter Mecha-
nismen auch zuku¨nftig diskretiona¨re Maßnahmen zum regelma¨ßig eingesetzten Instru-
mentarium der Fiskalpolitik geho¨ren.
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